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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 85 Ausgegeben Danzig, den 31. Oktober 1923 


Inhalt. Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Feſtſtellung des Haushaltsplanes der Freien Stadt Danzig 
für das Rechnungsjahr 1923 vom 20. 6. 1923 (S. 1141). — Verordnung über die Feſtſetzung der Dienſtbezüge der 
unmittelbaren Staatsbeamten in Danziger Gulden (S. 1142). — Verordnung betreffend die Umſtellung des Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetzes und des Geſetzes betreffend Kaufmannsgerichte auf die Rechnungseinheit des Guldens (S. 1145). — Ver⸗ 
ordnun 8 betreffend die Eintragung von Geldbeträgen, Hypotheken, Grund⸗Rentenſchulden und Schiffspfandrechten in 
Gulden (S. 1146). — Verordnung betreffend Umſtellung des Feld⸗ und Forſt⸗Polizei⸗Geſetzes vom 1. April 1880 
auf Gulden (S. 1146). — Verordnung über einen Gebührentarif für die Muſterüngsverhandlungen des Seemanns⸗ 
amtes der Freien Stadt Danzig (S. 1147). — Verordnung zur Ausführung des § 24 des Geſetzes vom 30. Mai 1922 
über den Erwerb und den Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit (S. 1147). — Verordnung betreffend Feſtſetzung 
der von dem Landarmenverband ab 1. November 1923 einzuziehenden Pflegeſätze (S. 1148). — Bekanntmachung 
betreffend die Erſtattung der den Ortsarmenverbänden der Freien Stadt Danzig vom 1. November 1923 ab zu erſtattenden 
Armenpflegekoſten (S. 1149). — Bekanntmachung betreffend Wert der Sachbezüge für das Gebiet der Freien Stadt 
Danzig (©. 1149). — Baupolizei⸗Gebühren⸗Ordnung für den Stadtbezirk Danzig (S. 1151). — Verordnung 
betreffend Gebührentaxe für Verſteigerer (S. 1153). — Verordnung über die Berechnung des Verkaufspreiſes der von 
den Apotheken der Freien Stadt Danzig Gr Abgabe hergerichteten Arzneien (S. 1154). — Verordnung betreffend 
Erhebung der Branntweinbetriebsauflage (S. 1155). — "PIER Ee betreffend Aenderung der Telegraphengebühren 
im Verkehr mit Deutſchland (S. 1156). 


561 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Ergänzung des Geſetzes über die Feſtſtellung des Haushaltsplanes der Freien Stadt Danzig 
für das Rechnungsjahr 1923 vom 20. 6. 1923. Vom 19. 10. 1923. 
§ 1. 
In dem Haushaltsplan für die Sozialverſicherung für das Rechnungsjahr 1923 werden bei 
Ausgabe A Landesverſicherungsamt Abſchnitt 1 Stelle 1 hinter den Worten „1 Dezernent, gleichzeitig 


ſtändiger Vertreter des Leiters“ die Worte „1 Dezernent (Gehaltsgruppe XII)“ und in Spalte „Er⸗ 
läuterungen zu A J, 1“ folgender zweiter Abſatz eingefügt: 
„Das Dienſteinkommen des zweiten Dezernenten wird in voller Höhe vom Träger 
der Angeſtelltenverſicherung und der gewerblichen Unfallverſicherung getragen.“ 
s 8 2. 
Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1923 in Kraft. 
Danzig, den 19. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 11. 1923). 
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562 Verordnung 


über Feſtſetzung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten in Danziger Gulden. 
Vom 23. 10. 1923. 


Auf Grund des $ 9 Abf. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 

vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 
8 1. 

() Die planmäßig lendgültig) angeſtellten unmittelbaren Staatsbeamten erhalten an Stelle 
des bisherigen Grundgehalts ($ 1 und Anlage 1 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 23. Dezember 
1921 — Geſetzbl. S. 229 — in der Faſſung des Geſetzes über eine zwanzigſte Anderung der Dienſt⸗ 
bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 10. Juli 1923 — Geſetzbl. S. 805 —) und an Stelle 
der Alterszulagen, die auf Grund des Geſetzes über eine neunte Anderung der Dienſtbezüge der 
unmittelbaren Staatsbeamten vom 27. Dezember 1922 (Geſetzbl. für 1923 S. 5) in der Faſſung des 
Geſetzes über eine zwanzigſte Anderung der Dienſtbezüge feſtgeſetzt ſind, ein Grundgehalt (einſchließlich 
Wohnungsgeld) und Alterszulagen nach Maßgabe der Anlage 1. 

(2) Die nichtruhegehaltsfähige Auſwandsentſchädigung der Landräte (Anlage 1 Schluß⸗ 
beſtimmung A 1 des B. D. E. G.) beträgt monatlich 30 Gulden. 

§ 2. 

Die nichtplanmäßig (nicht endgültig) angeſtellten unmittelbaren Staatsbeamten, die wiſſenſchaft⸗ 
lichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung an der Techniſchen Hochſchule und die dieſen gleichgeſtellten 
Hilfskräfte der Techniſchen Hochſchule erhalten an Stelle der bisherigen Grundvergütung ($ 15 und 
Anlage 4 B. D. E. G.) eine Grundvergütung Leinſchließlich Wohnungsgeld) nach Maßgabe der Anlage 2. 

8 3. 
Der Ortszuſchlag (88 5 und 19 ſowie Anlage 2 B. D. E. G.) fällt fort. 
: 8 4. 

Die Kinderbeihilfen (5 22 B. D. E. G.) betragen für jedes Kind bis zum vollendeten 6. Lebens- 
jahre monatlich 16 Gulden, bis zum vollendeten 14. Lebensjahre monatlich 18 Gulden und bis zum 
vollendeten 21. Lebensjahre monatlich 20 Gulden. 


t 8 5. 
Die Frauenbeihilſe (§ 23 Abſ. 2 und Anlage 5 Ziffer 1b B. D. E. G.) beträgt monatlich 
10 Gulden. l 3 6 


(1) Zum Grundgehalt, zur Grundvergütung, zu den Alterszulagen, zu den Kinderbeihilfen und 
zur Frauenbeihilſe wird ein veränderliche Ausgleichszuſchlag (5 23 Abſ. 1 und Anlage 5 Ziffer 1 a 
B. D. E. G.) gewährt. 

(2) Der Ausgleichszuſchlag beträgt bis auf weiteres 20 v. H. der in Abſatz 1 genannten Bezüge. 

(3) Der Notzuſchlag (Anlage 5 Ziffer 2 B. D. E. G.) und der Sonderzuſchlag (Geſetz über eine 
dreizehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 2. Februar 1923 — Geſetzbl. 
S. 170 —) fallen fort. 

1 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. November 1923 in Kraft. 
Danzig, den 23. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 
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1144 Noch Anlage 1. | 


2. Weibliche Beamte in den in der Beſoldungsordnung (Anlage 1 B. D. E.G.) mit einem f bezeichneten 
Stellen ($ 1 Abſ. 3 B. D. E. G.) erhalten die Grundgehaltsfibe und Alterszulagen gekürzt und zwar: 
a) um 20 vom Hundert, wenn ſie verheiratet ſind und mit ihrem Ehemann einen gemeinſamen 
Haushalt führen, 
b) um 10 vom Hundert, wenn ſie verheiratet ſind und den Unterhalt der Familie überwiegend 
beſtreiten, ſowie wenn ſie unverheiratet ſind. E = 
Bei verheirateten weiblichen Beamten in Stellen, die in der B. O. nicht mit einem T bezeichnet 
ſind, beträgt die Kürzung zu a) 10 vom Hundert, zu b) tritt dann keine Kürzung ein. 

3. Beamten, die gleichzeitig mehrere in der Beſoldungsordnung vorgeſehene Stellen bekleiden, werden 
Grundgehalt und Alterszulagen nur einmal gewährt und zwar für die Stelle, für die das höhere 
Grundgehalt vorgeſehen iſt. < 

4. Von den Beamten der Gruppe 2 der aufſteigenden Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen erhalten 
diejenigen mit einem Grundgehalt bis zu 553 Gulden monatlich . in der in dieſer 
Tabelle ST s Höhe; überſteigt das tatſächlich gezahlte monatliche rundgehalt den Betrag 
von 553 Gulden, ſo betragen die Alterszulagen 5 bezw. 10 bezw. 15 v. H. des Grundgehalts, 
abgerundet auf volle Guldenbeträge nach oben. 


Gültig vom 1. November 1923 ab. Anlage 2. 
Nachweiſung der Dienſtbezüge 
für die nichtplanmäßig (nicht endgültig) angeſtellten unmittelbaren Staatsbeamten. 


1. Es betragen die monatlichen Grundvergütungsſätze 
(einschließlich Wohnungsgeld) vom Beginn des [1 


für Zivilanwärter (einſchl. Lehrperſonen) . x 80 | 84 88 
ür SU e are R A A =] 92 96 — 
ür vor dem 1. April 1922 als nichtplanmäßige 
Beamte eingeſtellte Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
nnn: 8 681 72 76 RU l 84 88 92 96 
vom Hundert des Anfangsgrundgehalts der Gruppe, 
in der der Stellenanwärter = regelmäßſ en 
Verlauf ſeiner Dienſtlaufbahn auerft planmäßig 
(endgültig) angeſtellt wird. 
S CET L D 4. 
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Noch Aulage 2. 

2. Die Anwärter auf Stellen für Unterwachtmeiſter der Gruppe 2 bei der Schutzpolizei (Anlage 4, 
Ziffer 4 Satz 1 B. D. E. G.) erhalten bis zu ihrer . Anſtellung eine Grundvergütung 
von monatlich 83 Gulden. 

3. Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung (Anlage 1 B. D. E. G.) mit einem T bezeichnet 
find (5 15 Abſ. 2 und Anlage 4 Ziffer 14 B. D. E. G.) erhalten die Grundvergütung gekürzt und zwar: 

a) um 20 vom Hundert, wenn ſie verheiratet ſind und mit ihrem Ehemann einen gemeinſamen 
Haushalt führen, 
b) um 10 vom Hundert, wenn ſie verheiratet find und den Unterhalt der Familie überwiegend 
beſtreiten, ſowie wenn ſie unverheiratet ſind. 
Bei verheirateten Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldundungsordnung nicht mit einem 
T bezeichnet find, beträgt die Kürzung zu a) 10 vom Hundert; zu b) tritt dann keine Kürzung ein. 

4. Beamten, die gleichzeitig mehrere in der Beſoldungsordnung vorgeſehene Stellen bekleiden, wird 
die Grundvergütung nur einmal gewährt und zwar für die Stelle, für die höhere Grundvergütung 
vorgeſehen iſt. 

5. Im übrigen gelten die bisherigen Beſtimmungen der Anlage 4 B. D. E. G. 


563 Verordnung 
betreffend die Umſtellung des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 30. Jun 1801 und des Geſetzes betreffend 


Kaufmannsgerichte vom 6. Juli 1904 auf die Rechnungseinheit des Guldens. Vom 27. 10. 1923. 


Auf Grund des S 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig E 
vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 3 
Artikel J. 
: 29. Juli 1890 (R.⸗G.⸗Bl. S. 141) 
Das Gewerbegerichtsgeſetz vom 30. Junt 1901 (-G. Bl. S. 240) in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 23. November 1922 (Geſetzbl. S. 519 ff.) wird dahin geändert: 
1. Im $ 55 Abſ. 1 Satz 2 ſind die Worte „nicht überſteigt, der ndi durch Vervielfachung der 
Grundzahl von dreihundert Mark mit der auf volle Zehntauſend nach unten abgerundeten, 
vom Senat nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 22. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 608) für E 
die vorangegangene Kalenderwoche feſtgeſetzten Ziffer ergibt“ durch von dreihundert . 1.9 
zu erſetzen. Br 
2. In den 88 57, 58 iſt das Wort „Mark“ jedesmal durch „Gulden“ zu erſetzen. 


Artikel II. 


Das Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. Juli 1904 (R.⸗G.⸗Bl. S. 266) in der Faſſung 

der Bekanntmachung vom 23. November 1922 (Geſetzbl. S. 530 ff.) wird dahin geändert: 

1. Im 8 6 fällt der zweite Abſatz fort. 

2. Im S 16 find die Worte „nicht überſteigt, 98 ſich durch Vervielfachung der Grundzahl von 
dreihundert Mark mit der auf volle Zehntauſend nach unten abgerundeten, vom Senat nach 
den Beſtimmungen des Geſetzes vom 22. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 608) für die vorangegangene 
Kalenderwoche feſtgeſetzten Ziffer ergibt“ durch „von dreihundert Gulden“ zu erſetzen. 


Artikel III. 


Die Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels gegen die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ver- 
kündeten oder von Amts wegen zugeſtellten Entſcheidung richtet ſich nach den bisherigen Woſcheiſten 
Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1923 in Kraft. 
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Mit dem gleichen Zeitpunkt treten nachſtehende Geſetze und Verordnungen zur Abänderung des 
Gewerbegerichtsgeſetzes bezw. des Geſetzes betreffend Kaufmannsgerichte außer . 


1. Geſetz vom 20. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 290), 


* „ 9. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 560), 
3. Wed vom 29. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 741), 
4, Ç „ 23. Juli 1923 (Geſetzbl. S. 942), 
5. x „ 21. Auguſt 1923 (Geſetzbl. ©. 881), 
6. 5 „ 21. September 1923 (Geſetzbl. S. 980). 
Danzig, den 27. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
564 Verordnung 


betreffend die Eintragung von Geldbeträgen, Hypothelen, Grund⸗Rentenſchulden und Schiffspfand⸗ 
rechten in Gulden. Vom 27. 10. 1923. 


Auf Grund des § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 
8 1. 


Hypotheken, ound und Rentenſchulden und Schiffspfandrechte können fortan in Danziger 
Gulden eingetragen werden. c 


Dieſe Verordnung tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
565 Verordnung 
betreffend Umſtellung des „Feld⸗ und Forſt⸗Polizei⸗Geſetzes“ vom 1. April 1880 (Geſ. S. S. 230) 
s auf Gulden. Vom 29. 10. 1923. 

Auf Grund des 8 9 Abf. 2 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 (Geſ. Bl. S. 1067) wird unter Aufhebung der Geſetze vom 13. September 1922 
(Geſ. Bl. S. 425) vom 9. Mai 1923 (Geſ. Bl. S. 561) und 6. September 1923 (Geſ. Bl. S. 955) 
folgendes verordnet: 

Die in 8 6 des Feld- und Forſt⸗Polizei-Geſetzes beſtimmte Wertgrenze wird auf 20 Gulden und 
das Erſatzgeld des 8 71 Ziffer 1a auf 4 Gulden, 1b auf 2 Gulden, 1c auf 0,60 Gulden, 1 d auf 
0,40 Gulden, Ziffer 2a auf 1 Gulden, 2 b auf 0,40 Gulden, 2 c auf 0,05 Gulden, des $ 72 Ziffer 1 
auf 120 Gulden bezw. 30 Gulden, Ziffer 2 auf 30 bezw. 4 Gulden feſtgeſetzt. 

Dieſe Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 29. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


566 E Verordnung 
über einen Gebührentarif für die Muſterungsverhandlungen des Seemannsamtes 
der Freien Stadt Danzig. Vom 27. 10. 1923. 


8 1. 

Auf Grund des § 26 der Seemannsordnung vom 2. 6. 1902 — Reichsgeſetzbl. S. 27 — und 
des 89 Abſatz 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 20. Oktober 1923 
— Geſetzbl. S. 1067 — wird in Abänderung der Verordnung über einen Gebührentarif für die 
Muſterungsverhandlungen des Seemannsamtes der Freien Stadt Danzig vom 15. 8. 1923 — Staats⸗ 
anzeiger Teil 1 Seite 513 — nachſtehender Tarif der Koſten feſtgeſetzt: 


— e ů ũU U! PꝙSEA  —  — 


0 ]ð2 — r.... . 
Lfd. Nr. Bezeichnung der Amtsgeſchäfte i 


1 Ausfertigung einer Muſterrolle 
a) für ein Schiff von mehr als 300 ebm = 105.9 britiſchen Regiſtertons 


Nettoraumgehgl lll LE 7,50 

b) für ein kleines Schiff FVV 4,— 

2 Anmuſterung und Abmuſterung eines Schiffsmannes ^ < 1.— 
3 Abänderung der Muſterrolle außerhalb des Falles einer An⸗ oder Abmuſterung 
a) für ein Schiff von mehr als 300 cbm < 105.9 britiſchen Regiſtertons 

Nettoraumge n 1 - 4... nm. nennen. 4,— 

b) für ein kleineres Schifdç]]WWWWmß nn 1 2.— 

4 Ausfertigung einer Beilage bei notwendig werdenden Nachmuſterungen 2,.— 

5 Vorläufige Entſcheidungen von Streitigkeiten zwiſchen dem Kapitän und den E 
Schiffsoffizieren oder Schiffsmannſcha fte... 7,50 
Anmerkung: f 


Die Beträge zu 2) ſind für jeden Schiffsmann und für jede Perſon, die, ohne zur Schiffs⸗ 
mannſchaft zu gehören, auf einem Schiff als Maſchiniſt, Aufwärter oder in anderer Eigenſchaft angeſtellt 
iſt, beſonders zu entrichten. 

Etwaige Stempelkoſten ſind außer den vorſtehenden Gebühren zu entrichten. 

82, 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


567 Verordnung 


zur Ausführung des § 24 des Geſetzes vom 30. Mai 1922 über den Erwerb und den Verluſt der 
- Danziger Staatsangehörigleit (Geſetzbl. 1922 S. 129). Vom 26. 10. 1923. 


Unter Aufhebung der im Staatsanzeiger für 1923 auf Seite 455 veröffentlichten Verordnung 


vom 7. Juli 1923 werden 
a) die Gebühren für die Ausfertigung einer Urkunde über die Verleihung der Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit, abgeſehen von den Fällen der 88 10 und 11 des Geſetzes, in denen eine Gebühr 
nicht zur Erhebung gelangt, auůu n: 20 Gulden 


UW R aal a a a — 


b) die Gebühren für eine auf Grund des Staatsangehörigkeitsgeſetzes erteilte Ent⸗ 


laſſungsurkunde, ſofern nicht nach 5 18 des Geſetzes die Entlaſſung gebührenfrei 


r E OHE T T us L aa E 


zu gef ha e S E a ee 8 3 Gulden 
c) die Gebühr für die Erteilung eines „ T SE 55 
d) die Gebühr für die Erteilung eines (lediglich zum Gebrauche innerhalb des Frei⸗ 

ſtadtgebietes beſtimmten) Staatsangehörigkeitsausweiſes aanunRũ◻nns 


Danzig, den 26. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


568 Verordnung 


betreffend Feſtſetzung der von dem Landarmenverband ab 1. November 1923 einzuziehenden 


Pflegeſätze. Vom 25. 10. 1923. 


| 8 | 
Die ab 1. November 1923 zur Einziehung gelangenden Sätze werden wie folgt feſtgeſetzt: 
er N I. Geiſteskranke. EN 
a) von den Armenverbänden tarifmäßige Koſten täglich 1,40 Gulden 
b) von den unterhaltspflichtigen Angehörigen und Krankenkaſſen: 
22000 ⁵— 5 
S H H N „ T 1 
LRT E D 1 „ R R 


c) von Perſonen zu b, die nicht die Danziger Staatsangehörig⸗ 
keit beſitzen, ausſchl. der Krankenkaſſen: 4 l 


.der II, ae e e F E „ 
ro e „ 
FWW aL R 
k II. Schwachſinnige. 
ea a AR ee en . 
BRD) E E RR TER 120 
F EA ER A 1 F 
III. Schulpflichtige Taubſtumme 
au ige E 9580 „ 
m d R 9 „ 
V EIR L p 7 a en T A BE: 
sa - 


Die Pflegekoſten find zu 
a) vierteljährlich nachträglich, 
b) bei Angehörigen monatlich im voraus, 
bei Krankenkaſſen monatlich nachträglich, 
e) vierteljährlich im voraus 
einzuziehen. 
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Der Landarmenverband wird ermächtigt, in Fällen beſonderer Bedürftigkeit zur Vermeidung 
von Härten die unter Ib für die III. Klaſſe und die unter II b genannten Sätze um im Höchſtfalle 
25% zu ermäßigen. 9 4 

Die unterhaltspflichtigen Angehörigen der im Wege der öffentlichen Armenpflege untergebrachten 
Kranken ſind wie bisher zur Deckung des Differenzbetrages zwiſchen dem die tatſächlichen Aufwendungen 
darſtellenden Normalſatze der III. Klaſſe und dem von den Armenverbänden zu erſtattenden Satze 
heranzuziehen. E 

Danzig, den 25. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


569 Bekanntmachung 
betr. die Erſtattung der den Ortsarmenverbänden der Freien Stadt Danzig vom 1. November 1923 
ab zu erſtattenden Armenpflegekoſten. Vom 26. 10. 1923. 


In Abänderung unſerer Verordnung vom 2. 10. 1923 — Sonderausgabe des Staatsanzeigers 
für Danzig Teil 1 vom 10. 10. 1923 S. 635/636 —, auf Grund des 8 30 des Geſetzes über den 
Unterſtützungswohnſitz vom 6. 6. 1870 (Bundesgeſetzblatt 8 260 ff.), 30. 5. 08 (R.⸗G.⸗Bl. 377 ff.) und 
des § 35 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 8. 3. 1871 (G.⸗S. S. 130 ff.) werden die in dem 
preußiſchen Miniſterialtarif vom 30. 11. 10 enthaltenen Sätze für die Ortsarmenverbände der Freien 
Stadt Danzig vom 1. November 1923 ab wie folgt feſtgeſetzt: 

a) Für Verpflegung von Perſonen im Alter von 14 und mehr Jahren auf täglich 1,50 Gulden 

b) Für Verpflegung von Perſonen, die das Alter von 14 Jahren noch nicht 

CET n , T 1,20 Gulden 

e Für Arznei und Heilmitef auf n 7 ett 0,50 Gulden 

d) Für Beerdigung von Perſonen im Alter von 14 und mehr Jahren auf. . .35,— Gulden 

e) Für Beerdigung von Perſonen, die das Alter von 14 Jahren noch nicht erreicht 

7000 ⁰˙”*⅛;;—L?d rs ñ ³ y 22,— Gulden 
Danzig, den 26. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


370 Wert der Sachbezüge. 
Vom 29. 10. 1923. 

Auf Grund des 8 60 Abſ. 2 R. V. O. in der Faſſung des § 5 des Geſetzes zur Erhaltung 
leiſtungsfähiger Krankenkaſſen vom 24. 8. 1923 Geſ. Bl. S. 911 wird der Wert der Sachbezüge für das 
Gebiet der Freien Stadt Danzig mit Wirkung vom 1. November 1923 anderweit wie folgt feſtgeſetzt: 

a) Naturalien und Sachbezüge. 
Gulden Pfennig 
4 RI 


U L TEI T 

R T A TEE, T 6 50 
u ᷣͤ ER FR Te | 50 
u ee II N 12 — 
JJ E TE 7 — 
50 [% (0 2 25 


K E 2 ͤ a Fe R 
Gulden Pfennig 

IR aT E ee EE ur Aa} — 

, B 1 50 

1 Quadratrute Kartoffelland (gepflügt, gedüngt, N 
feßbereil) Amer. ee — 65 

Grabenhen und Grünfutter für den Bedarf eines Ç 
/ / een para ge 6 50 

c T 2 50 

1000 Ziegel Stichtortrtrrr eee. 10 — 

1m Kloben holz e — 

TRO] ne er eT or — 09 

1 Ferikt a RER IN 7 50 

1 Pfund Schweinefliih < — 60 

1 „ Rimdfleiſch Ä— — 50 

1 „ Kalbfleiſ hee — 50 

12 „ Schafleiſ + nenne anne —— 50 

b) Wohnung, Heizung, Beleuchtung, freie Station pp. 
E E Gulden Pfennig 

1. Freie Wohnung für Inſtleu te 10 — 

2 7 Heizung und Beleuchtung für 


verheiratete Gutsinſpektoren, Rechnungsführer, 
Wirtſchafter und ähnliche Beamte in land- forſt⸗ 
und gewerblichen Betrieben 175 
3. a) Freie Station für unverheiratete Gutsinſpek⸗ 
toren uſw. wie vor und Erzieherinnen, 
Geſellſchafterinnen, Wirtinnen pp. täglich 2 
b) Freie Station für ſonſtige männliche Perſonen 1 
Gk „ = „ „ weibliche G 1 
S „ e a re — 


25 
20 


— 


50 


d) „ 
Wird volle Freie Station nicht gewährt, hierunter entfallen auch Auſwärterinnen, 


Waſchfrauen pp., ſo gelten nachſtehende Sätze für den Tag: 


Erre 75 3 = E 3 65 
Wae für männliche] für weibliche 


Perſonen Perſonen Perſonen 
s Gulden Pf. Gulden Pf. | Gulden 
„Wohnung — 06 — 03 


Do 


. Heizung, Beleuch⸗ 


tung u. Wäſche . — 06 Br 05 
3. Erſtes Frühſtück — 30 — 15 
4. Zweites Frühſtück — 30 — 15 
5. Mittageſſen -» — 68 — 40 
6 Vesper — 30 — 15 
7. Abendeſſen — 55 — 27 


Danzig, den 29. Oktober 1923. 
x Oberverſicherungsamt. 1 


30d. 
für Kinder. 


Gulden 


| S, ® x 
Baupolizei⸗Gebühren⸗Ordnung 
für den Stadtbezirk Danzig. Vom 27. 10. 1923. 


Auf Grund des 5 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird unter Aufhebung der Baupolizei-Gebühren⸗Ordnung 
für den Stadtbezirk Danzig vom 20. Mai 1920 (Staatsanz. S. 287 ff.) folgendes verordnet: 


B 1. f 


Für die Genehmigung und Beaufſichtigung von Neubauten, Umbauten und anderen baulichen 
Herftellungen find die nachſtehenden Gebühren an die Polizei⸗Kaſſe zu entrichten: 
I. Beim Neubau von 


1. Gebäuden mit Ausnahme der unter Ziffer I, 1 Abſatz 2 und 3 und Ziffer I, 2 und 3 
aufgeführten ſowie bei Neubau von Hofkellern und ſonſtigen ſelbſtändigen Kelleranlagen 
für je 100 cbm Raumin hallt... 3,— Gulden 
jedoeh mindeſ tes. 40,— Gulden. 
Beim Neubau von Wohngebäuden, deren Wohnungen nach Zimmerzahl, — Größe, 
— Höhe, — Anordnung, — Ausſtattung, — den ortsüblichen Bedürfniſſen der minder⸗ 
bemittelten Bevölkerung entſprechen, wird nur die halbe Gebühr des Abſatz 1 erhoben. 
Bei Wohngebäuden, die nicht mehr als 2 übereinander liegende Familienwohnungen 
von höchſtens je 4 Zimmern, Küche und Zubehör enthalten, wird — ſofern ſie nach 
demſelben Plane und auf benachbartem Gelände gleichzeitig errichtet werden — für 
jedes nur die Hälfte der nach Abſatz 1 bezw. Abſatz 2 zu entrichtenden Gebühr erhoben. 
Gebäuden oder Gebäudeteilen, die unter die Polizeiverordnung über die bauliche Anlage, 
die innere Einrichtung und den Betrieb von Theatern, öffentlichen Verſammlungs⸗ 
räumen und Zirkusanlagen vom 23. Oktober 1909 fallen oder die den unter dem 
2. November 1907 erlaſſenen Sonder⸗Anforderungen an Warenhäuſer genügen müſſen, 
ferner beim Neubau von Gebäuden, die zur gewerbsmäßigen Aufnahme von Perſonen 
beſtimmt und geeignet find (Hotels, Gaſthäuſern, Logierhäuſern, Herbergen, Penſionen u. dergl.) 
ee r . TTNE 5,— Gulden 
S TRT NEE E 70,— Gulden 
Gebäuden untergeordneter Bedeutung, z. B. von Stallgebäuden (mit Aus⸗ 
nahme der gewerbsmäßig betriebenen Reit-, Fuhr⸗, Penſions⸗ und Verkaufsſtallungen), 
Waſchhäuſern, Gewächshäusern, Kegelbahnen, Verbindungshallen, Schuppen und dergleichen 
für je 100 ebm Rauminhalt. BEUTE 1,50 Gulden 
jedoch mindeſtee s T Se ra Fer Year 10,— Gulden 


II. Bei erheblicheren Um- oder Erweiterungsbauten dieſelben Einheits⸗ und Mindeſt⸗ 
ſätze wie in Ziffer 1 mit der Maßgabe, daß bei der Berechnung nur der Rauminhalt derjenigen 
Räume berückſichtigt wird, um deren Umgeſtaltung und Erweiterung es ſich handelt. 

III. Beim Neubau von Fabrikſchornſteinen 


für eden Meier Sp u 1,— Gulden 
t ᷣ ̃ ⁵ᷣw ß ĩð a ee me le 30, — Gulden . 
IV. Beim Ausbau von Schaufenſtern und bei Anbringung von Firmenſchildern oder 
Schaukäſten S E g 
für jeden qm ſichtbarer Fläcete?r G R TT ETS 2. Gulden 
TT T E 2,— Gulden 


l Bei Anbringung von Firmenauffhriften, die lediglich aus einzelnen auf der Gebäude⸗ 
fläche befeſtigten oder aus ihr herausgearbeiteten Buchſtaben oder Buchſtabengruppen beſtehen, 


wird keine Gebühr erhoben. 4 


FFC 1 T on EE > ST ER A 2 r S R N ac TE c ee n BL er 
2 L — 
» 1152 


V. Bei Herſtellung oder Abänderung von Bau- oder Leitergerüften jeder Art ſowie von 
Bauzäunen für jedes einzeln ſtehende Gerüſt und für jeden Bauzaun... 3,— Gulden 
VI. Bei Herſtellung von Fundamenten, Konſolen und dergl. für Motore von 


r ß L ER 3, — Gulden 
VII. Bei Herſtellung von Kronen, Turmdächern und dergl. 
fiir jebe Cote Eifen gewichtet .. 3 Gulden 
oo err ð . y Re 30 Gulden 
l. dei Mafier- und Tiefbantennn!n.n s 15 Gulden 
IX. Bei Anlegung und Umlegung von zu gewerblichen Zwecken beſtimmten Feuerſtellen 
„JJ. AT ne 10, — Gulden 
Bei Anlegung und Umänderung von ſonſtigen Feuerſtellen 
e e 2, — Gulden 
X. Bei Anlegung und Umänderung von Abort- und Sammelgruben 
„/ /// E, 2, — Gulden 


XI. Bei allen ſonſtigen Herſtellungen und bei Umbauten geringen Umfangs. 7,— Gulden 
Gebührenfrei iſt die Genehmigung zur Anlegung und Umänderung von Aſch- oder Müll⸗ 
behältern ſowie von Baugruben nebſt zugehörigen Aborten. 
XII. Für die Erteilung eines ſchriftlichen Vorbeſcheides . . 0,— Gulden 
XIII. Für die Prüfung eines Vorentwurfs die Hälfte der Gebühren, die nach 8 1 Ziffer I bis XI 
im Falle der Ausführung des Baues zu zahlen ſind. 
Erfolgt die Ausführung im weſentlichen nach Maßgabe des Vorentwurfs, ſo kommt die 
Hälfte der für dieſen entrichteten Gebühr auf die nach S 1 Ziffer I bis XI zu entrichtende in 
Anrechnung. va 


Außer den Sätzen des $ 1 werden als Zuſchlagsgebühr erhoben: 
I. Für die Prüfung ſtatiſcher Berechnungen jeder Art von Trägern, Gewölben, Stützen 
ſowie von Verbundkonſtruktionen, eiſenbewehrten Decken, Treppen und Wänden nebſt ebenſolchen 
Stützen ſowie von verbundenen und fachwerkartigen Eiſen⸗ und Holzkonſtruktionen, für jedes 


Konſtruktionsglied, welches einen beſonderen Rechnungsanſatz erfordert . .. 1,— Gulden 
II. Für die Prüfung von ſtatiſch beſonders zu berechnenden Gründungen x 

HIG THU nne L 0% 4,— Gulden 

nn; ᷑ ᷑ œꝶ 7 2 en 40,— Gulden 

III. Für die Prüfung der zu einem Dispens gehörigen Unterlagen, ſofern für die Erteilung des 
Dispenſes der Senat zuſtändig iſt, bei einfachen Bauten 

mite BD Chan eee 3, — Gulden 

Det ben enten TT 30, — Gulden 

IV. Für die Abſteckung der Straßen- und Baufluchtlinttre 3,— Gulden 

Für die Nachprüfung der Innehaltung der Straßen- und Baufluchtlinie nach Fertig⸗ 

ſtelung des Sockels ET 3, — Gulden 

V. Für die erſte Wiederholung einer Rohbau- oder Gebrauchsabnahme von Bauten oder 

7 E A R T ATL 4,— Gulden 

für jebe weiiese Wiederholung 10,— Gulden 


VI Für die Verlängerung einer Baugenehmigung jedesmal . der geſamten für die erſte 
Genehmigung gezahlten Gebühren. 9 8 


Der Rauminhalt der Gebäude wird durch Vervielfachung der für die Bebauung in Ausſicht 
genommenen Grundfläche mit der Höhe — gemeſſen von der Kellerſohle, oder, wo ein Keller nicht 
vorhanden iſt, von dem Fußboden des Erdgeſchoſſes bis zur Oberkante des Hauptgeſimſes — feſtgeſtellt. 


* had 


Befinden ſich oberhalb des Hauptgeſimſes zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmte Räume, 
ſo wird deren Rauminhalt hinzugezählt. Balkon und Erker bleiben bei der Ermittelung des Rauminhalts 
außer Betracht. 
Bei Hofkellern und ſonſtigen ſelbſtändigen Kelleranlagen ift die Höhe von der Kellerſohle bis 
zur Erdoberfläche maßgebend. 
Die Höhe von Fabrikſchornſteinen wird gemeſſen vom Erdboden bis zur Oberkante des 
Schornſteins. 
Die ein volles Hundert überſchießenden Kubikmeter oder Quadratmeter werden für ein volles 
Hundert gerechnet, desgleichen überſchießende Bruchteile von Tonnen für volle Tonnen. 
8 4. 
Die Gebühren find bei Aushändigung der Genehmigungen, Abnahmeſcheine, Prüfungs⸗ oder 
ſonſtigen Beſcheide zu entrichten. d 
Bauten, die für Rechnung der Freien Stadt Danzig ausgeführt werden, find gebührenfrei. 
8 6. 
Dieſe Gebührenordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
572 l Verordnung 
betreffend Gebührentaxe für Verſteigerer. Vom 27. 10. 1923. 

Auf Grund des 2 9 Abſatz 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 — Geſetzbl. S. 1067 — werden gemäß Ziffer 66 der Vorſchriften über den 
Umfang der Befugniſſe und Verpflichtungen ſowie über den Geſchäftsbetrieb der Verſteigerer vom 10. Juli 
1902 für die in den Abſchnitten II bis V der Vorſchriften bezeichneten Verſteigerungen folgende Taxen 
feſtgeſetzt: s 1. 


Der Verſteigerer erhält für die vollſtändige Beſorgung einer jeden Verſteigerung, eines frei⸗ 
händigen Verkaufs, einer öffentlichen Verpachtung an den Meiſtbietenden eines Pfandverkaufs vom 
Empfange des Auftrages an bis zur Ablieferung des Erlöſes k 
1. von einem Erlöſe bis zu 60 Gulden 10% des Erlöſes 

H L n nn 120 bud 9% n n 
* ” TH H 240 1 8 ” L 
H * H H 600 L 7% H H 
L H H L H 1200 * 6% * " 
ei . ö 
VFC 


S 


8 2. - 

Von den Koften des Verfahrens hat der Auftraggeber diejenigen der öffentlichen Bekanntmachungen, 
des Transports der Sachen zum Verſteigerungsraume und der Benachrichtigung der Intereſſenten, alle 
übrigen der Verſteigerer zu tragen. Doch ſind ihm die baren Auslagen der im Auftrage des Auftrag- 
gebers oder in deſſen Intereſſe notwendiger Weiſe erfolgten Reiſen von dieſem zu erſtatten. 


8 3. . 
Wenn der Verſteigerer Kaufgelder ſtundet, aber Gewähr für ihren Eingang übernimmt, fo bleibt 
die Höhe der Gebühr der freien Vereinbarung überlaſſen. 


1154 
8 4. 
- Für eine Abſchätzung von Sachen im Auftrage des Auftraggebers ſteht dem Verſteigerer eine 
beſondere Gebühr zu, die nach der jeweiligen Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige in analoger 
Anwendung zu bemeſſen iſt. 

§ 5. 


er Erſteht der Auftraggeber die zur Verſteigerung gegebene Sache für ſich, ſo darf der Berfteigerer 
bei einem Höchſtgebote bis zu 600 Gulden nur die Hälfte, bei einem höheren Höchſtgebote nur ein 
Drittel der tarifmäßigen Gebühr erheben. 
86. E 
E Macht der Auftraggeber die bereits eingeleitete Verſteigerung bezw. den freihändigen Verkauf 
erſt im Termine ſelbſt rückgängig, ſo erhält der Verſteigerer zwei Drittel, ſonſt ein Viertel der im 8 1 
feſtgeſetzten Prozentſätze. Dieſe werden von dem Schätzungswerte der Sachen, oder wenn dieſe einen 
Gulden⸗ oder Börſenpreis haben, von dieſer berechnet. 
8 7. 

Werden Auktionen in Reichsmark abgehalten, ſo ſinden darauf die Beſtimmungen der Bekannt⸗ 
machung des Regierungspräſidenten vom 15. XII. 1902 — Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig 
S. 398 — Anwendung. E E 

8 8. c 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. November 1923 in Kraft. 

Danzig, den 27. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


573 ö Verorduung 
über die Berechnung des Verkaufspreiſes der von den Apothelen der Freien Stadt Danzig 
zur Abgabe hergerichteten Arzueien. Vom 30. 10. 1923. 


Für die Berechnung des Verkaufspreiſes der von den Apotheken der Freien Stadt Danzig zur 
Abgabe hergerichteten Arzneien gelten fortan folgende Beſtimmungen: 
J. die Grundzahlen der jeweils geltenden deutſchen Arzneitaxe 
a) für die zur Herſtellung der Arzneien erforderlichen Arzneimittel, s 
b) für die Vergütungen für die Arbeiten, die nach den im Einzelfalle gegebenen Anweiſungen 
zur Herſtellung der abgefertigten Arzneien aufgewendet werden müſſen, 
c) für die zur Aufnahme der Arzneien verwendeten Gefäße L 
werden durch die Zahl 100 geteilt und ergeben die für die Errechnung des Verkaufspreiſes in 
der Freien Stadt Danzig geltenden Grundzahlen. Dieſe errechneten Grundzahlen ergeben mit 
der Zahl 1,25 multipliziert die Arzneipreiſe in Gulden. 
Zu dieſen Preiſen tritt in den Fällen zu a) und c) ein Zuſchlag von 50 v. H. 
Weitere Zuſchläge dürfen nicht erhoben werden. 

II. Bei Zahlung in Papiermark ſofort bei der Entnahme gilt für die Umrechnung als Multiplikator 
diejenige Zahl, welche ſich errechnet aus dem am Vortage der Entnahme in Danzig amtlich 
notierten Briefkurs des engliſchen Pfundes, geteilt durch 20,40. 

III. Werden Arzneimittel oder Arzneien in einer zur Abgabe an das Publikum beſtimmten fertigen 
Packung aus dem Handel bezogen und in dieſer Packung abgegeben, ſo iſt, ſofern nicht ein 
höherer Verkaufspreis vom Herſteller feſtgeſetzt iſt, dem auf normaler Marktlage beruhenden 
Großhandelspreis ein Zuſchlag von 85 v. H., dem auf normaler Marktlage beruhenden Groß⸗ 
handelspreis von Diphtherie-Meningococcen und Tetanusſerum ein ſolcher von 50 v. H. hinzu⸗ 
zurechnen. 


IV. Die Grundzahlen ſowie der angewendete Multiplikator find auf der Verordnung bezw. bei bar⸗ 
geldloſer Entnahme auf der Rechnung zu vermerken. 
V. Im übrigen gelten die allgemeinen und beſonderen Beſtimmungen der deutſchen Arzneitaxe wie 
bisher ſinngemäß auch für das Gebiet der Freien Stadt Danzig. Die zur Berechnung der 
k Guldenpreiſe feſtgeſetzten Grundzahlen, ſowie die für die Zahlung in Anwendung kommenden 
Zuſchläge und die für die Zahlung in den verſchiedenen Zahlungsmitteln erforderlichen Um- 
rechnungsmethoden können vom Senat, Abteilung 8, neu feſtgeſetzt werden. 
VI. Die Verordnung tritt mit dem 1. 11. 23 in Kraft. Mit ihrem Inkrafttreten werden die auf 
die Berechnung der Arzneipreiſe bezüglichen Verordnungen vom 12. 10. 23 (St.⸗A. S. 646) 
und vom 19. 10. 23 aufgehoben. 


Danzig, den 30. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


574 ) Verordnung 
betr. Erhebung der Branntweinbetriebsauflage. Vom 29. 10. 1923. 

Gemäß 8 9 des Geſetzes über die Einführung einer wertbeſtändigen Rechnungseinheit in 
Danzig vom 20. Oktober 1923 Geſetzblatt S. 1067 wird das Branntweinſteuergeſetz vom 
15. Juli 1909 Reichsgeſetzblatt S. 661 . v Z 8 
II. Junf 1912 Neichsgeſetblalf S. 378 wie folgt abgeändert: 

Die Sätze des $ 42 (Betriebsauflage) werden wie folgt feſtgeſetzt: 


bis zu 50 Hektoliter. 4,00 Gulden 
über 50 bis 100 27J72FFFCGGGCCCk.!!! 489 v 
„ „ a RE N 50 „ 
„ 150 „ 200 EZ RA 5,50 „ 
„ 0 „ 900 S L EI 
„ 300 „ 400 J T har 5 6,50 „ 
„ 2100 „ 600 EEE L 7,00 „ 
„ 600 „ 8000 BE RE 8 
„ 800 „ 1000 FF . 90 „ 
„ 1000 „ 1200 SSC ee 8,50 „ 
„ 1200 „ 1400 S EEE ET 90 „ 
„ 1400 „ 1600 H ũ ů m2 950, „ 
„ 1600 „ 1800 3 ͤ ͤ 1000 „ 
„ 1800 „ 2000 2 ER EN 10,50 „ 
„% ZZZ 1400 „ 
„ 2200 „ 2400 ))ç00ĩ³ 8 1150 
„ 2400 „ 2600 7770 ae 3 12,0 „ 
„ 2600 „ 2800 S N 280 „ 
„ 2800 „ 3000 R BE RE re 18,0 „ 
TORTEN EEE EEE OR 14,00 „ 


Im 8 43 find zu ſetzen: In Ziffer 1 anſtelle der Worte: „Fünfundſiebzig Mark“ die Worte 
„drei Gulden“, in Ziffer 2 anſtelle der Worte: „Fünfundſiebzig Mark“ die Worte „drei Gulden“, 
in Ziffer 3 anſtelle der Worte: „hundert Mark“ die Worte: „Vier Gulden“, in Ziffer 4 anſtelle der 
Worte: „Einhundertfünfundzwanzig Mark“ die Worte „Fünf Gulden“. Im 8 48 treten: in Ziffer 1 
anftelle der Worte: „Fünfhundertundfünſzig Mark“ die Worte: „Zweiundzwanzig Gulden“, in Ziffer 2 


) 156 
anſtelle der Worte: „Vierhundertundfünfzig Mark“ die Worte: „Achtzehn Gulden“, in Ziffer 3 anſtelle 
der Worte: „Sechshundertfünſundzwanzig Mark“ die Worte: „Fünfundzwanzig Gulden“, im Schluß⸗ 
abſatz anſtelle der Worte: „Fünfundzwanzig Mark“ bezw. „Hundertundfünfzig Mark“ die Worte: 
„Ein Gulden“ bezw. „Sechs Gulden“. : 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 25. Oktober 1923 in Kraft. 
Danzig, den 29. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


575 Verordnung 
betreffend Aenderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland. Vom 25. 10. 1923. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Aenderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 

Von ſofort betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland auf allen 
Entfernungen je Wort 

a) bei gewöhnlichen Telegrammen 0,10 Gulden, 

b) bei Preſſetelegrammen 0,05 Gulden. 

Es ſind mindeſtens 10 Worte zu bezahlen. 

Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland 
vom 30. Auguſt 1923 tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 25. Oktober 1923. 


Boft- und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. x 2 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


